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Frau Hamker, Sie halten Ihren Wirt-
schaftstag in turbulenten Zeiten ab. In der 
Europawahl haben rechte Parteien abge-
räumt, die AfD könnte auch in den ost-
deutschen Landtagen Erfolge feiern. Ist 
der Rechtsruck ein Standortrisiko?
Das erstarken der rechtspopulisten beob-
achten wir mit Sorge in ganz europa. Na-
türlich kann der rechtsruck fachkräfte 
und investoren abschrecken, aber wir kön-
nen damit nicht unsere allgemeine Stand-
ortschwäche entschuldigen. Deutschland 
ist wegen der hohen Steuern und abgaben 
so unattraktiv, wegen der enormen ener-
giekosten, wegen der Bürokratie und der 
langsamen Genehmigungen. Wir müssen 
insgesamt attraktiver werden und sollten 
die Defizite nicht auf die rechtspopulisten 
beschränken.

Was ist zu tun?
Unserer ansicht nach müssen die euro -
päische und die deutsche Politik die reset-
taste drücken. Wir brauchen eine völlig 
neue ausrichtung der Politik. Die bishe -
rige europäische kommission war eine re-
gulatorische kommission, die nächste 
muss wachstumsorientiert sein. Wir haben 
in der eU nur noch 1,2 Prozent Wirt-
schaftswachstum, in amerika sind es dop-
pelt so viel, in China viermal so viel. Der 
europäische anteil am Welthandel ist von 
20 auf 14 Prozent gesunken, 300 Milliar-
den euro fließen jedes jahr an investitio-
nen aus europa ab. Gleichzeitig feiert die 
regulierungswut Urstände: 73 Prozent der 
familienbetriebe müssen jemanden ein-
stellen, um die bürokratischen Pflichten zu 
erfüllen. ich als Unternehmerin würde lie-
ber jemandem arbeit geben, der produktiv 
oder innovativ ist, nicht zum Schreiben 
von Berichten, die niemand liest.

Die alte und vermutlich neue EU-Kom-
mission führt Ursula von der Leyen aus 
Ihrer CDU an. Ist sie schuld?
Wir sind nicht teil der CDU, sondern ein 
ordnungspolitischer Verband. frau von der 
Leyen kann in ihrer Position auch nicht 
deutsche interessen vertreten, und sie ist 
nicht für alles verantwortlich. Nehmen wir 
das absurde Verbrennerverbot, das fiel in 
die Verantwortung von klimaschutzkom-
missar frans timmermans. Der autobau ist 
eine deutsche Schlüsselindustrie, an der ei -
ne Million arbeitsplätze hängen. Und dann 
höre ich aus der kommission, Baden-Würt-

temberg brauche halt einen Strukturwandel 
weg vom auto. teilweise ist sich Brüssel 
über die konsequenzen der aberwitzigen 
entscheidungen gar nicht im klaren.

Trotzdem hat Frau von der Leyen den 
Green Deal vehement vorangetrieben.
Da muss sie in der neuen kommission für 
eine neue Handschrift, für mehr Wettbe-
werbsfähigkeit und Wachstum sorgen. 
auch wir sind für den klimaschutz, aber er 
muss technologieoffen erfolgen. Zu recht 
fordern die CDU und deren europäische 
Parteienfamilie, die eVP, das Verbrenner-
verbot rückgängig zu machen. 

Die Union ist eine Meisterin in energie-
politischen Kehrtwenden.
Wenn Sie den atomausstieg meinen, den 
die Union jetzt zu korrigieren versucht, 
das war ein schwerer fehler. Bundeskanz-
lerin angela Merkel hat uns da ins abseits 
gefahren. außerdem ist der ausstieg ja 
au genwischerei: Wir importieren heute 
munter kernkraft aus frankreich und 
tschechien aus anlagen, die sicher nicht 
unseren Standards entsprechen. Wenn wir 
über die billigen Gasimporte aus russland 
zu Merkels Zeiten reden: Davon hat die in-
dustrie stark profitiert. aber das hat zu 
Clusterrisiken geführt. Deshalb war auch 
das ein fehler. Die amerikaner haben im-
mer vor den abhängigkeiten gewarnt, sie 
hatten recht. Mit China laufen wir gerade 
in das nächste Desaster hinein, mit den 

Batterien zum Beispiel, mit den  Vorpro-
dukten für Windenergie und Photovoltaik, 
die zu 90 Prozent von dort kommen.

Die Chinesen laden auch ihre Überkapa-
zitäten bei uns ab.
Sie werden viele Güter in amerika nicht 
mehr los und überschwemmen deshalb die 
europäischen Märkte mit subventionierten 
Produkten zu kampfpreisen. Dagegen 
müssen wir uns wehren, aber bitte nicht 
mit Sonderzöllen auf elektrofahrzeuge 
oder dergleichen. Protektionismus können 
wir uns als starke exportnation nicht leis-
ten. im Gegenteil, wir brauchen mehr Of-
fenheit und vor allem mehr freihandel. 
auch das hat die kommission liegen las-
sen. Sie ist eigentlich dafür zuständig, aber 
die abkommen sind überfrachtet mit Din-
gen, in die sich dann die einzelstaaten ein-
mischen. Das Schlimmste ist, dass die eU 
kein transatlantisches abkommen hinbe-
kommen hat, europa hätte die Zeit von US-
Präsident joe Biden besser nutzen sollen.

Welche Reformen brauchen wir daheim?
ein Bekenntnis zum Wachstum, zur Stei-
gerung des Bruttoinlandsprodukts, des 
BiP. Stattdessen spricht der Wirtschafts-
minister robert Habeck von den Grünen 
allen ernstes von einem „Glücks-BiP“ und 
von „Degrowth“, also von einer Verringe-
rung von Produktion und konsum. Dabei 
ist Wachstum die Voraussetzung für Wohl-
stand und Lebensqualität. Um das zu er-

reichen, müssen wir die Unternehmen und 
die Leistungsträger entlasten. familien -
väter und Mütter gehen von montags bis 
freitags arbeiten und halten unsere Volks-
wirtschaft am Laufen. trotzdem funktio-
niert das aufstiegsversprechen von Lud-
wig erhard nicht mehr, des früheren CDU-
kanzlers und Begründers der Sozialen 
Marktwirtschaft. Die Leute verdienen 
nicht zu wenig, aber der Staat und die So-
zialversicherungen nehmen ihnen zu viel 
weg. es ist doch eine Schande, dass sich 
viele Mittelstandsfamilien kein Wohnei -
gentum leisten können.

Wie lässt sich gegensteuern?
Zum Beispiel, indem man Überstunden von 
der Steuer befreit. Wer mehr leistet, soll 
auch mehr im Portemonnaie haben. Wenn 
rentner arbeiten, sollte man auch das von 
der Steuer befreien. Das würde gegen den 
fachkräftemangel helfen. apropos rent-
ner: aus unserer Sicht muss man das ren-
teneintrittsalter an die Lebenserwartung 
knüpfen, damit die altersvorsorge weiter 
funktioniert. Generell muss man über mehr 
arbeit nachdenken. Statt der 35-Stunden-
Woche wäre die rückkehr zur 40-Stunden-
Woche sinnvoll. Die hat der sächsische 
CDU-Ministerpräsident Michael kretsch-
mer vorgeschlagen, in Griechenland wird 
sie gerade wieder eingeführt.

Die Rente könnte man mit mehr Steuer -
finanzierung retten.
Wie viel denn noch? in die rente fließen 
schon 100 Milliarden euro Steuergeld im 
jahr. Das ist ein gutes Beispiel dafür, dass 
wir im Haushalt ein ausgabenproblem ha-
ben, kein einnahmenproblem. Wie jede 
familie, wie jedes Unternehmen muss der 
Staat sparen, wenn das Geld knapp ist. Das 
ist auch der Grund, warum wir als erster 
Verband schon 2008 die Schuldenbremse 
gefordert haben. Dazu stehen wir bis heute 
wie eine deutsche eiche. Die Sozialaus -
gaben betragen inzwischen 48 Prozent 
vom Bundeshaushalt. Das ist viel zu viel 
und überhaupt nicht einzusehen in Zeiten, 
in denen praktisch Vollbeschäftigung 
herrscht.

Es gibt viele Bürgergeldempfänger.
Da läuft etwas fundamental schief. Von 
den 5,5 Millionen Bürgergeldempfängern 
sind 3,9 Millionen im arbeitsfähigen alter. 
Das sind ja nicht alles alleinerziehende 

jugendliche sollten besser Müll sammeln als sich festzukleben, arbeitsunwillige härter 
sanktioniert werden, findet astrid Hamker, die  Präsidentin des CDU-Wirtschaftsrats. 

Zur  Schuldenbremse steht sie „wie eine deutsche eiche“. 

„Zurück zur 40-Stunden-Woche“

Mütter, die meisten könnten arbeiten, 
wenn sie müssten. Gleichzeitig machen 
Geschäfte und restaurants zu, weil sie kei-
ne Leute finden. Wir reden hier nicht über 
hohe Qualifikationsansprüche, in meinem 
familienunternehmen für Gebäudedienst-
leistungen suchen wir auch Leute für ein-
fache tätigkeiten. Nichts zu tun, obwohl 
genug zu tun ist, ist auch ungerecht den 
Leistungsträgern gegenüber. Wenn deren 
Gerechtigkeitsgefühl angeknackst wird, 
besteht die Gefahr, dass sie sich Populisten 
anschließen. Wir sollten mehr Sanktions-
möglichkeiten nutzen: Wer sich nicht be-
müht, arbeit zu finden, sollte keine Unter-
stützung bekommen.

Sind die Löhne zu gering? Die SPD for-
dert einen Mindestlohn von 15 Euro.
Das ist Wahlkampfgeklingel und völliger 
irrsinn. Mich wundert, dass die Chefin des 
Deutschen Gewerkschaftsbunds, Yasmin 
fahimi, ihrer Partei nicht aufs Dach steigt: 
Das festsetzen des Mindestlohns ist auf-
gabe der tarifpartner  und nicht  der Politik.

Wie sicher ist die Sozialversicherung?
Man muss den  Leuten reinen Wein ein-
schenken, dass sie privat versorgen müs-
sen, nicht nur in der rente,  auch in der 
kranken- und Pflegeversicherung. Mich 
wundert, dass die junge Generation sich 
das gefallen lässt.

Rentenklima statt Klimakleber?
Wer sich für Nachhaltigkeit in der klima-
politik einsetzt, muss sich auch für Nach-
haltigkeit in den Staatsfinanzen und So-
zialsystemen einsetzen.  Statt auf die Stra-
ße zu gehen, sollten die jungen Leute 
lieber eine ausbildung machen oder an 
die Unis gehen. Da können sie dann kli-
mafreundliche Produkte und Verfahren 
entwickeln oder herstellen. Oder sie soll-
ten im Wald  Müll einsammeln. Das wäre 
ein echter Beitrag zum Umweltschutz. 
Statt zu demonstrieren und sich festzu-
kleben, wäre es gut, wenn die jugend sich 
mehr um ihre Bildung kümmert.

Das Gespräch führte Christian Geinitz.

Astrid Hamker foto jens Gyarmaty

Mit viel Prominenz hält der Wirt-
schaftsrat der CDU  seinen Wirt-
schaftstag   in Berlin ab. erwartet wer-
den die Minister für finanzen, Wirt-
schaft, Verkehr, justiz, forschung  und 
Verteidigung sowie führende köpfe 
von fraktionen, Parteien, konzernen, 
Verbänden. anders  als die Mittel-
stands- und Wirtschaftsunion ist der 
1963 zur Stärkung der Sozialen 
Marktwirtschaft gegründete rat nicht 
teil der CDU.  er hat 12.000 Mitglie-
der. Lobbycontrol  kritisierte 2022 
eine „fragwürdigen Verflechtung von 
Parteiarbeit und Lobbyinteressen“. 

Der Rat
Die Unternehmerin astrid Hamker, 
1966 in Osnabrück geboren, ist Präsi-
dentin des CDU-Wirtschaftsrats. Sie 
stammt aus der Unternehmerfamilie 
Piepenbrock. Die 1913 gegründete 
Gruppe ist  in vierter Generation mit 
fast 27.000 Mitarbeitern auf Gebäu-
dedienstleistungen spezialisiert. 
Hamker sitzt dort im Beirat. Die  Mut-
ter zweier erwachsener kinder stu-
dierte  an der Hochschule Sankt Gal-
len Betriebswirtschaft. Zwar gehört 
der Wirtschaftsrat nicht zur CDU, 
trotzdem sitzt Hamker als „ständiger 
Gast“ im Bundesvorstand.  

 Die Präsidentin
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